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Dienststel le über eine Hauptmahlzeit  hinaus geht,  ist  eine 

entsprechende Verpf legung zu sichern.

Der vorläuf ig Festgenommene ist  zu Beginn der Befragung über 

den Gegenstand der Verdachtshinweisprüfung zu belehren. Er 

kann an der Feststel lung der Wahrheit  mitwirken. Die Beauf­

tragung eines Rechtsanwaltes zur Wahrnehmung seiner Interessen 

mit  den Rechten eines Strafverteidigers gemäß § 64 StPO ist  

nicht mögl ich. Das schl ießt nicht aus, daß der vor läuf ig Fest­

genommene wie jeder andere Bürger nach der Befragung einen 

Rechtsanwalt  konsult ieren kann.

Mit tei lungspf l ichten entstehen ledigl ich bei Entscheidungen 

gemäß § 95 (1) StPO zum Abschluß der Verdachtshinweisprüfung. 

Bei der Ent lassung nach der Befragung sol l te der Betreffende 

jedoch informiert  werden, wenn noch weitere Prüfungshandlungen 

erforderl ich sind, um eine Entscheidung gemäß § 95 (1) StPO 

treffen zu können. Er sol l te auch darüber, informiert  werden, 

wenn das Material  zur weiteren Entscheidung an ein anderes 

Organ weitergelei tet  wurde. Sichergestel l te Gegenstände sind 

in Abhängigkeit  von den weiteren recht l ichen Maßnahmen zurück­

zugeben .

2. Die Zuführung von Personen zur Klärung eines die 
öffent l iche Ordnung und Sicherheit  erhebl ich ge­
fährdenden Sachverhalts (§ 12 (2) VP-Gesetz).

Deuten die vorl iegenden Informationen auf eine unmittelbare 

Gefahr oder Störung der öffent l ichen Ordnung und Sicherheit  

hin, die nur durch ein Einschreiten der Untersuchungsorgane 

des MfS abgewehrt bzw. beseit igt  werden kann, ist  es gestattet,  

bei  pol i t ischer sowie pol i t isch-operat iver Notwendigkeit  die 

Befugnisse des VP-Gesetzes wahrzunehmen. Das kann unabhängig 

davon erfolgen, ob und welche recht l ich relevanten Handlungen 

vorl iegen.


